
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

"Die künftige 
R e g i e r u n g 
muss mehr 
W i r t s c h a f t 
wagen - in der 
D i g i t a l i s i e -
rung, beim in-
ternationalen 
Steuerwettbe-
werb und in 
der Energie-

wende.“ 

(Der Präsident des Bun-
desverbands der Deut-
schen Industrie, Dieter 
Kempf,  zum Beginn der 
Koalitionsverhandlun-

gen) 
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Daten zum Familien-

nachzug nicht erhoben 
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Familiennachzug jetzt 
auch für subsidiär Ge-

schützte 
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In dieser Ausgabe:

Die Koalitionsverhand-
lungen mit der SPD, an 
denen auch viele Kolle-
ginnen und Kollegen aus 
der Fraktion beteiligt 
sind, dauern an. Die er-
zielten Ergebnisse der 
Sondierungsgesprä-
che sind dabei Aus-
gangspunkt und 
roter Faden. Be-
reits fest Verein-
bartes werden wir 
nicht mehr aufge-
ben, es wird nur in 
Punkten ergänzt 
und erläutert.  

Eine erfreuliche 
wirtschaftliche Entwick-
lung gibt uns die nötigen 
finanziellen Spielräume, 
um unsere dort getroffe-
nen Entscheidungen zu 
finanzieren. Dabei steht 
auch das Thema Digita-
lisierung ganz vorne, 
neben den Bereichen 
Sicherheit – innere und 
soziale –, Infrastruktur, 
Bildung und Familie, in 
denen wir jetzt neue 
Rahmen setzen, Planun-
gen beschleunigen und 
als Bund den Ländern 
bei Finanzierung alter 
und neuer Aufgaben bei-
stehen wollen.  

Der zeitliche Rahmen 
für die Gespräche ist 
eng gesetzt. Sie sollen 
am Ende der laufenden 
Woche zu einem erfolg-
reichen Abschluss ge-
bracht werden. 

In dieser Sitzungswoche 
haben sich Bundestags-
ausschüsse konstituiert, 
die wir in der vergange-
nen Sitzungswoche ein-
gesetzt hatten. Neben 
Ausschüssen mit beson-

derem parlamentari-
schen Bezug wie dem 
Ausschuss für Wahlprü-
fung, Immunität und 
Geschäftsordnung be-
traf das insbesondere 
die Fachausschüsse, die 
vor allem für die Ge-
setzgebungsarbeit wich-
tig sind. Dabei ent-
spricht jedem Ressort 
ein Ausschuss. Das ge-
währleistet eine opti-
male und stringente 
Kontrolle und Beglei-
tung des Regierungs-
handelns. 

Auch in dieser Wahlpe-
riode bin ich wieder or-
dentliches Mitglied im 
Haushaltsausschuss, 
und bearbeite dort den 
Haushalt des Bundes-
ministeriums für Arbeit 
und Soziales, den größ-
ten Einzeletat aller Mi-
nisterien. In den Bera-

tungen stehen Fragen zu 
Ausgabenbereichen wie 
Rente, Hartz IV, Grund-
sicherung im Alter, Ein-
gliederung in Arbeit, In-
klusion behinderter Men-
schen usw. im Mittel-

punkt. Dane-
ben befasse ich 
mich unter an-
derem mit den 
Haushalten der 
Bundesagentur 
für Arbeit, der 
Bundesanstalt 
für Arbeits-
schutz und Ar-
be i t smediz in 

und des Bundessozialge-
richtes.  

Außerdem bin ich stell-
vertretendes Mitglied im 
Auswärtigen Ausschuss, 
dem Europaausschuss 
und dem Ausschuss für 
Arbeit und Soziales.  

Als Stellvertreter kann 
ich an allen Ausschuss-
sitzungen teilnehmen 
und bekomme auch 
sämtliche Informationen 
und Ausschussmateria-
lien, bin jedoch nur in 
Vertretung eines nicht 
anwesenden ordentlichen 
Mitgliedes meiner Frak-
tion stimmberechtigt. 
H e r z l i c h e n  D a n k 
an meinen geschätzten 
Kollegen in der Unions-
fraktion, dass ich so mei-
ne Arbeit als Haushalts-
politiker in bewährter 
Form fortsetzen kann. 

Bundestag nimmt Facharbeit auf 
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Themen 

• Zuwanderung 

• Bundesregierung 



2 

SEITE 2 BAND 12,  AUSGABE 2 

recht einfach zu bewerkstelli-
gen sein, diese zahlenmäßig 

zusammenzu-
führen, die An-
träge für den 
privilegierten 
Familiennach-
zug mit einem 
Kennze i chen 
zu versehen 
und besonders 
zu erfassen, so 
dass tagesaktu-
elle Informatio-
nen darüber 
vorliegen, wie 
viele Anträge 
noch in der 

Pipeline sind und welche finan-
zielle Last auf die Steuerzahler 
damit absehbar zukommt..  

Mit der Erhebung der durch-
schnittlichen Bearbeitungsdau-
er - von der Antragstellung mit 
dem Eingangsstempel bis zur 
Entscheidung und dem ent-
sprechenden Ablagestempel - 
sowie des Anteils positiver Ent-

In der Fragestunde dieser 
Woche habe ich die Bundesre-
gierung nach der 
Erfassung und sta-
tistischen Aufberei-
tung der Anträge 
für den privilegier-
ten Familiennach-
zug von Asylbewer-
bern gefragt. Mit 
der Antwort der 
Bundesregierung 
bin ich nicht zufrie-
den, denn es ist für 
mich nur schwer 
nachvo l l z iehbar , 
dass das Auswärtige 
Amt tatsächlich kei-
ne Kenntnis über 
die Anzahl in Konsulaten und 
Botschaften gestellter Anträ-
ge auf Familiennachzug hat 
bzw. eine Erhebung und Auf-
bereitung dieser Daten mit 
großem Aufwand verbunden 
wäre.  

Angesichts weltweiter digita-
ler Vernetzung auch der 
Dienststellen müsste es doch 

scheide würde es darüber hin-
aus weiter erleichtert, den 
notwendigen Finanzbedarf 
für die Unterbringung und 
Versorgung dieser Menschen 
im vorhinein abzuschätzen. 

Dies wäre aus meiner Sicht 
auch ein wichtiger Beitrag 
zur Versachlichung der sehr 
emotional geführten öffentli-
chen Debatte zur Zuwande-
rung, den die Bundesregie-
rung durch mehr Transpa-
renz leisten könnte. Deshalb 
habe ich meinen Wunsch der 
Bereitstellung dieser Daten 
auch dem geschäftsführenden 
Staatssekretär mit auf den 
Weg gegeben und hoffe, dass 
in absehbarer Zeit von Regie-
rungsseite mehr Informatio-
nen in solch wichtigen Berei-
chen zur Verfügung gestellt 
werden. Hier der Link zur 
Antwort der Bundesregie-
rung: 

https://tinyurl.com/ycroguzo

Daten zum Familiennachzug nicht erhoben  

Familiennachzug jetzt auch für subsidiär Geschützte 
Gesetzgebungsverfahren fest-
gelegt werden. Für besondere 
Einzelschicksale gilt wie bisher 

eine Härtefallrege-
lung. Im Gegenzug 
soll die Aufnahme 
von – wie bisher – 
monatlich 1.000 
Flüchtlingen aus 
Griechenland und 
Italien entfallen.  

Unsere Parteispit-
zen haben mit den 
Sozialdemokraten 
diese Regelung ge-
troffen. Mit der Ei-

nigung wurde auch eine wichti-
ge Hürde im Rahmen der Koa-
litionsverhandlungen genom-
men.  

So wie in den Sondierungs-
gesprächen mit der SPD ver-
einbart, bleibt der Familien-
nachzug zu dem 
Personenkreis der 
subsidiär Schutz-
berechtigten noch 
bis zum 1. August 
2018 ausgeschlos-
sen. Danach soll 
der Zuzug zumin-
dest der Kernfami-
lie aus humanitä-
ren Gründen im 
Umfang von maxi-
mal 1.000 Perso-
nen im Monat zu-
gelassen werden. Die genau-
en Kriterien müssen aber 
erst noch in einem neuen 

Ich sehe diese Entscheidung 
zur Schaffung neuer Möglich-
keiten für die Zuwanderung 
nicht politisch verfolgter und 
nicht für den Arbeitsmarkt 
qualifizierter Menschen kri-
tisch.  

Ich glaube, dass die meisten 
Menschen im Land davon we-
niger statt mehr wollen, und 
mir fehlt ein einleuchtendes 
Argument, warum Menschen, 
die ohnehin demnächst das 
Land wieder verlassen müs-
sen, ihre Familie noch nachho-
len sollten – außer in besonde-
ren Härtefällen. Die hier be-
schriebene Einigung schafft 
ohne Not eine neue Schleuse 
für mehr Zuwanderung!  


